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Wortlaut der Petition 
Mit der Petition wird gefordert, dass das Klimaanpassungsgesetz (KAnG) den Schutz von Risikogebieten höher  
bewertet als langfristige Verfahren die das Risiko weiter erhöhen und nicht heilbar sind.  
Begründung  
Konkret fordern wir:  
Eine stärkere Berücksichtigung von Risikogebieten bei der Genehmigung von Bauprojekten die in den Grundwasserkreislauf 
reichen und anderen Eingriffen in die Umwelt nach § 8 Absatz 5 KAnG muss angepasst werden, indem potenzielle Risiken 
für die Bevölkerung und die Umwelt systematisch bewertet und minimiert werden. Vor allem sind NICHT-heilbare Verfahren 
nicht mehr zu zulassen.  
Warum ist eine Anpassung des KAnG so dringend notwendig?  
Die Folgen des Klimawandels werden immer deutlicher: Extremwetterereignisse wie Hitzewellen, Dürren und 
Überschwemmungen nehmen zu und verursachen erhebliche Schäden. Besonders gefährdet sind Regionen mit hoher 
Bevölkerungsdichte, die bereits heute unter den Auswirkungen des Untertagebergbaus, abflusslose Senkungsmulden, 
Grundwasseranstieg und des Klimawandels leiden.  
Ein wirksamer Schutz von Risikogebieten ist nicht nur eine Frage des Umweltschutzes, sondern auch eine Frage der sozialen 
Gerechtigkeit. Menschen, die in gefährdeten Regionen leben, sind oft besonders von den Folgen des Klimawandels 
betroffen. Durch eine konsequente Umsetzung von Klimaanpassungsmaßnahmen können wir ihre Lebensgrundlagen 
sichern und soziale Ungleichheit verringern.  
Wir appellieren an den Gesetzgeber, die Dringlichkeit der Lage zu erkennen und das Klimaanpassungsgesetz entsprechend 
anzupassen. Nur so können wir die Herausforderungen des Klimawandels bewältigen und eine lebenswerte Zukunft für 
kommende Generationen sichern.  
Anregungen für die Forendiskussion Anregungen  
Um die Lebensqualität in der bergbaugeprägten Region für künftige Generationen zu sichern ist die konsequente Umsetzung 
des Klimaanpassungsgesetzes (KAnG) unabdingbar. 
Frage 1: Ist der Weiterbetrieb des untertage-Steinsalzabbau noch vertretbar? 
Frage 2: Ist der Lebensraumschutz (durch Dreizonendeiche) höher zu bewerten als die Belange des Naturschutzes?  
Frage 3: Die Verantwortung für den Lebensraumschutz sollen die betroffenen Kommunen/Landkreise übernehmen. Ist das 
eine gute Strategie? Was ist die Konsequenz?  
Frage 4: Wenn die Betroffenen für den Schutz verantwortlich sind, können dann Deichverbände/Wasserverbände 
eigenständig sein?  
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